
oberste Gewalt weiter durch die Militärbehörden aus­
geübt wurde; erst mit der Eingliederung in das impe­
rialistische Paktsystem wurde dem westdeutschen Staat 
formell die Souveränität zuerkannt. Die Vertreter der 
Bundesrepublik, die so gern die „demokratische Legi­
timation“ des westdeutschen Staates betonen, ver­
stehen offenbar unter Demokratie den Staatsstreich 
und den Vollzug der Befehle imperialistischer Mächte.
Der demokratische Charakter der Gründung der Deut­
schen Demokratischen Republik verdeutlicht, daß die­
ser Schritt im Einklang mit den historischen Erforder­
nissen, zur Wahrung der Lebensinteressen der Nation 
vollzogen wurde. Die Deutsche Demokratische Repu­
blik ging aus der Volkskongreßbewegung hervor, in 
der sich die antifaschistisch-demokratischen Kräfte im 
Kampf für ein einheitliches, demokratisches und fried­
liebendes Deutschland und gegen die imperialistische 
Spaltung zusammengeschlossen hatten. Der Entwurf 
der Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, die in einem einigen, demokratischen Deutschland 
Geltung erlangen sollte, war Gegenstand einer umfas­
senden Volksdiskussion in ganz Deutschland gewesen 
und vom 3. Deutschen Volkskongreß bestätigt worden. 
Die Delegierten des Volkskongresses aus der damali­
gen sowjetischen Besatzungszone hatten in allgemeinen 
Wahlen ihre Mandate durch das Volk erhalten. In 
Wahrnehmung des Selbstbestimmungsrechts des Vol­
kes, als Akt der nationalen Selbsthilfe gegen den 
nationalen Notstand, den die Bildung des westdeut­
schen Separatstaates heraufbeschworen hatte, konsti­
tuierte sich am 7. Oktober 1949 der Deutsche Volksrat 
zur Volkskammer der Deutschen Demokratischen Re­
publik und beschloß die Inkraftsetzung der Verfassung. 
In zahllosen Willenskundgebungen hatten die Werk­
tätigen die Bildung einer unabhängigen und demokra­
tischen deutschen Regierung gefordert und gaben sie 
ihre Zustimmung zu den Beschlüssen des Deutschen 
Volksrates. Damit war zum ersten Mal auf deutschem 
Boden ein Staat entstanden, der von den Massen des 
Volkes getragen ist, der dem Frieden und dem gesell­
schaftlichen Fortschritt dient.

V
Herausbildung und Festigung 
der sozialistischen Staatsmacht

Die Gründung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik gab dem Kampf des deutschen Volkes für Frieden, 
Einheit und Fortschritt der Nation eine staatliche, fest 
fundierte demokratische Basis. In der Deutschen Demo­
kratischen Republik waren die Aufgaben der anti­
faschistisch-demokratischen Umwälzung erfüllt, war 
das Potsdamer Abkommen verwirklicht. Hier hatten 
die Werktätigen die Lehren der Geschichte gezogen 
und die verderbliche Macht des Imperialismus besei­
tigt. Im Prozeß der erfolgreich durchgeführten demo­
kratischen Revolution unter der Führung der Ar­
beiterklasse war eine Ordnung entstanden, die ihrem 
Charakter nach die revolutionär-demokratische Dik­
tatur der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten ver­
körperte. Die Interessen der Nation erforderten gebiete­
risch, die erste deutsche Arbeiter-und-Bauern-Macht 
zu festigen und weiterzuentwickeln. Nicht durch ein 
Verharren auf dem erreichten Stand der gesellschaft­
lichen Entwicklung, sondern nur durch das konse­
quente Vorwärtsschreiten auf dem mit der * anti­
faschistisch-demokratischen Umwälzung beschrittenen 
Weg konnte das Volk der Deutschen Demokratischen 
Republik seiner nationalen Verantwortung gerecht 
werden. Es galt, die ökonomische Macht der Werk­
tätigen zu stärken, das Volkseigentum zu mehren und 
eine leistungsfähige Volkswirtschaft aufzubauen. Hohe 
Bildung und Kultur waren allen Werktätigen zu er­
schließen. Es stand die Aufgabe, die neu errungene

Demokratie für die Werktätigen weiterzuentwickeln, 
die Zusammenarbeit aller Klassen und Schichten des 
Volkes zu festigen. Es ging um die Herausbildung 
des bewußten gesellschaftlichen Hancfelns der Werk­
tätigen, um die Entfaltung neuer Gemeinschafts­
beziehungen. Die gesellschaftlichen Bedingungen reif­
ten heran, die den Übergang zur sozialistischen Revo­
lution möglich und notwendig machten.
Die 2. Parteikonferenz der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands erklärte den Aufbau des Sozialis­
mus zur grundlegenden Aufgabe in der Deutschen 
Demokratischen Republik. Das bedingte die Weiterent­
wicklung der Staatsmacht zum Hauptinstrument des 
sozialistischen Aufbaus. Die Sozialistische Einheits­
partei Deutschlands schenkte der Entwicklung und 
Festigung der sozialistischen Staatsmacht besondere 
Aufmerksamkeit und wies jeweils die nächsten 
Schritte für den Ausbau des sozialistischen Staates 
und die Vervollkommnung seiner Tätigkeit.
Das im Ergebnis des zweiten Weltkrieges grundlegend 
veränderte internationale und nationale Kräfteverhält­
nis, die spezifischen Bedingungen in der Deutschen 
Demokratischen Republik ermöglichten es, den Über­
gang zur sozialistischen Revolution auf friedlichem 
Wege, ohne Krieg und Bürgerkrieg zu vollziehen. Die 
Staatsmacht befand sich bereits fest in den Händen 
der Arbeiterklasse, die das Bündnis mit den anderen 
Schichten entwickelt hatte. Die Verfassung der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 7. Oktober 1949 
verankerte die Souveränität des Volkes, die Ausübung 
der Macht durch die Volksvertretungen und die Wirt­
schaftsplanung auf der Grundlage des Volkseigentums; 
sie wies zugleich den Weg des weiteren gesellschaft­
lichen Fortschritts, der gesetzmäßig zur sozialistischen 
Gesellschaft führt. Wichtige Elemente der sozialisti­
schen Ökonomik waren mit der Schaffung der volks­
eigenen Betriebe und dem Beginn der Wirtschafts­
planung schon in der antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung entstanden. Die Arbeiterklasse und ihre Ver­
bündeten erhielten die uneigennützige Hilfe der So­
wjetunion, und die Anwesenheit der Sowjetarmee 
ließ eine militärische Intervention durch den Impe­
rialismus nicht zu. So erfolgte die Herausbildung der 
sozialistischen Staatsmacht nicht durch einen gewalt­
samen Umsturz; durch die Einbeziehung aller Schich­
ten des werktätigen Volkes in den Kampf für den 
Aufbau der neuen Gesellschaftsordnung vermochte die 
Arbeiterklasse die Staatsmacht weiterzuentwickeln, 
damit sie die Funktionen der Diktatur des Proletariats 
verwirklicht. Das bedeutete zugleich die weitere Ent­
wicklung des Staates selbst als umfassende Organi­
sation des Bündnisses der Arbeiterklasse mit allen 
werktätigen Schichten, die Entfaltung der sozialisti­
schen Demokratie in allen Bereichen der Gesellschaft.
Der Übergang zur sozialistischen Revolution auf 
friedlichem, demokratischem Wege hatte nichts ge­
mein mit einem „friedlichen Hineinwachsen in den 
Sozialismus“, wie es die reformistischen Ideologen 
immer wieder propagieren. Es war vielmehr harter 
Klassenkampf, in dessen Mittelpunkt der Kampf um 
die politische und ökonomische Macht stand. Die Auf­
gaben des sozialistischen Aufbaus mußten unter den 
schwierigen Bedingungen der Spaltung Deutschlands 
gelöst werden. Von Westdeutschland und Westberlin 
aus, unter Ausnutzung der offenen Grenze, setzten 
die imperialistischen Kräfte alle Mittel ein, um den 
sozialistischen Aufbau zu hintertreiben und die Macht 
des Monopolkapitals zu restaurieren. Gleichzeitig mit 
der ideologischen Diversion betrieben sie eine umfang­
reiche Stör- und Sabotagetätigkeit und suchten be­
sonders in Kreisen der Bourgeoisie und des Klein­
bürgertums den Widerstand gegen die Arbeiter-und-
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